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Geschenke an Geschäft sfreunde

Zum Jahresende ist es üblich, Ge-
schenke an Geschäftsfreunde zu vertei-
len. Deshalb sind für den Abzug dieser 
Aufwendungen als Betriebsausgaben 
die nachfolgenden Punkte von großer 
Bedeutung:

•  Geschenke an Geschäftsfreunde sind 
nur bis zu einem Wert von 35 € netto 
ohne Umsatzsteuer pro Jahr und pro 
Empfänger abzugsfähig. 

•  Nichtabziehbare Vorsteuer (z. B. bei 
Versicherungsvertretern, Ärzten) ist in 
die Ermittlung der Wertgrenze mit ein-
zubeziehen. In diesen Fällen darf der 
Bruttobetrag (inklusive Umsatzsteuer) 
nicht mehr als 35 € betragen.

•  Es muss eine ordnungsgemäße Rech-
nung vorhanden sein, auf der der 
Name des Empfängers vermerkt ist. 
Bei Rechnungen mit vielen Positionen 
sollte eine gesonderte Geschenkeliste 
mit den Namen der Empfänger so-
wie der Art und der Betragshöhe des 
Geschenks gefertigt werden.

•  Schließlich müssen diese Aufwen-
dungen auf ein besonderes Konto 
der Buchführung „Geschenke an 
Geschäftsfreunde“, getrennt von allen 
anderen Kosten, gebucht werden.

Überschreitet die Wertgrenze sämtlicher 
Geschenke pro Person und pro Wirt-
schaftsjahr den Betrag von 35 € oder 
werden die formellen Voraussetzungen 
nicht beachtet, sind die Geschenke an 
diese Personen insgesamt nicht ab-
zugsfähig. Kranzspenden und Zuga-
ben sind keine Geschenke und dürfen 
deshalb auch nicht auf das Konto „Ge-
schenke an Geschäftsfreunde“ gebucht 
werden. In diesen Fällen sollte ein Konto 
„Kranzspenden und Zugaben“ einge-
richtet werden.

Unternehmer haben bei betrieblich ver-
anlassten Sachzuwendungen und Ge-
schenken die Möglichkeit, eine Pau-
schalsteuer von 30 % zu leisten. Um bei 
hohen Sachzuwendungen eine Besteu-
erung mit dem individuellen Steuersatz 
des Empfängers zu gewährleisten, ist 
die Pauschalierung ausgeschlossen, 
soweit die Aufwendungen je Empfänger 
und Wirtschaftsjahr oder je Einzelzu-
wendung 10.000 € übersteigen. Die Zu-
wendungen sind weiterhin aufzuzeich-
nen, auch um diese Grenze prüfen zu 
können. Als Folge der Pauschalversteu-
erung durch den Zuwendenden muss 
der Empfänger die Zuwendung nicht 
versteuern. In einem koordinierten Län-
dererlass hat die Finanzverwaltung zur 
Anwendung dieser Regelung Stellung 
genommen. Danach ist u. a. Folgendes 
zu beachten:

•  Grundsätzlich ist das Wahlrecht zur 
Anwendung der Pauschalierung der 
Einkommensteuer für alle innerhalb 

eines Wirtschaftsjahres gewährten 
Zuwendungen einheitlich auszuüben. 
Es ist jedoch zulässig, die Pauschalie-
rung jeweils gesondert für Zuwendun-
gen an Dritte (z. B. Geschäftsfreunde 
und deren Arbeitnehmer) und an eige-
ne Arbeitnehmer anzuwenden.

•  Streuwerbeartikel (Sachzuwendungen 
bis 10 €) müssen nicht in die Bemes-
sungsgrundlage der Pauschalierung 
einbezogen werden, werden also 
nicht besteuert.

•  Bei der Prüfung, ob Aufwendungen 
für Geschenke an einen Nichtarbeit-
nehmer die Freigrenze von 35 € pro 
Wirtschaftsjahr übersteigen, ist die 
übernommene Steuer nicht mit ein-
zubeziehen. Die Abziehbarkeit der 
Pauschalsteuer als Betriebsausgabe 
richtet sich danach, ob die Aufwen-
dungen für die Zuwendung als Be-
triebsausgabe abziehbar sind.

•  Der Unternehmer muss den Zuwen-
dungsempfänger darüber informieren, 
dass er die Pauschalierung anwendet. 
Eine besondere Form ist dafür nicht 
vorgeschrieben.

Der Bundesfi nanzhof hat entschie-
den, dass die Vorschrift voraussetzt, 
dass Zuwendungen oder Geschenke 
dem Empfänger im Rahmen einer der 
Einkommensteuer unterliegenden Ein-
kunftsart zufl ießen. Die Norm begründet 
keine weitere eigenständige Einkunfts-
art, sondern stellt lediglich eine beson-
dere pauschalierende Erhebungsform 
der Einkommensteuer zur Wahl.

Die Pauschalierungsvorschriften
•  erfassen nur solche betrieblich veran-

lassten Zuwendungen, die beim 

Informationen zu Wertgrenzen und steuerlichen Regelungen

Fortsetzung auf der nächsten Seite.



Steuerart Fälligkeit November Fälligkeit Dezember

Lohnsteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag3 10.11.2015 10.12.2015

Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

--- 10.12.2015

Körperschaftsteuer,  
Solidaritätszuschlag

--- 10.12.2015

Umsatzsteuer4 10.11.2015 10.12.2015

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung1 13.11.2015 14.12.2015

Scheck2 06.11.2015 07.12.2015

Gewerbesteuer 16.11.2015 ---

Grundsteuer 16.11.2015 ---

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung3 19.11.2015 ---

Scheck4 13.11.2015 ---

Sozialversicherung5 26.11.2015 28.12.2015

Kapitalsteuer, Solidaritätszuschlag
Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf 
entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnaus-
schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen.

Termine November/Dezember 2015
1	�Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen 

müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-
raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben 
werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis 
der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschlä-
ge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 
dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag 
der Fälligkeit erfolgt.

2 �Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung 
erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung 
erteilt werden.

3	�Fälligkeit November: Für den abgelaufenen Monat. 
Fälligkeit Dezember: Für den abgelaufenen Monat.

4	��Fälligkeit November: Für den abgelaufenen Monat, bei  
Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Viertel-
jahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das vorangegan-
gene Kalendervierteljahr. 
Fälligkeit Dezember: Für den abgelaufenen Monat, bei 
Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat.

5	�Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des lau-
fenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge 
zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei 
allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen bis spätestens zwei 
Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.11.2015/22.12.2015) 
an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. 
Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem 
Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

beantragen, die bei verschiedenen 
Banken Kapitalanlagen haben und da-
raus sowohl Gewinne als auch Verlus-
te erzielen. Auch in diesen Fällen führt 
das Finanzamt nur dann eine Verlust-
verrechnung durch, wenn eine Verlust-
bescheinigung vorliegt.

Ehegatten, die bei derselben Bank Ge-
winne und Verluste erzielt haben, müs-
sen nicht unbedingt eine Verlustbe-
scheinigung beantragen. Es reicht aus, 
wenn Sie bis spätestens 31.12.2015 
einen gemeinsamen Freistellungsauf-
trag erteilten – selbst wenn er nur über 
null Euro ist.

Möchten Sie negative Kapitaleinkünf-
te mit positiven Kapitaleinkünften ver-
rechnen, die bei einem anderen Geld-
institut angefallen sind, geht das nur 
über die Einkommensteuererklärung 
des betreffenden Jahres. Dafür brau-
chen Sie eine sogenannte Verlustbe-
scheinigung Ihrer Bank, die Sie bis 
spätestens 15. Dezember des Jahres 
bei Ihrer Bank beantragen müssen.

Nur wenn der Antrag rechtzeitig bei 
der Bank vorliegt, erstellt diese neben 
einer Steuerbescheinigung auch eine 
separate Verlustbescheinigung über 
die angefallenen Verluste. Diese Be-
scheinigung legen Sie den Unterlagen 
zu Ihrer Steuererklärung bei. Gleich-
zeitig setzt die Bank den Verlustver-
rechnungstopf auf null zurück, damit 
es nicht zu einer doppelten Verlustbe-
rücksichtigung kommen kann. Ein Ver-
lustvortrag in die Zukunft entfällt.

Das gilt für Ehepaare: Eine Verlustbe-
scheinigung müssen auch Ehepaare 

Kapitalverluste? Bis 15.12. handeln!
Möchten Sie Verluste aus Aktienverkäufen mit Gewinnen, die bei einer 
anderen Depotbank angefallen sind, verrechnen, brauchen Sie eine Verlust-
bescheinigung des jeweiligen Kreditinstitutes

Empfänger dem Grunde nach zu ein-
kommensteuerbaren und einkommen-
steuerpflichtigen Einkünften führen und 
begründen keine weitere eigenständige 
Einkunftsart,

• �erweitern nicht den einkommensteu-
errechtlichen Lohnbegriff, sondern 
stellen lediglich eine pauschalierende 
Erhebungsform der Einkommensteu-
er zur Wahl und beziehen sich auf alle 
Geschenke an Geschäftsfreunde, und 
zwar unabhängig davon, ob ihr Wert 
35 € überschreitet oder nicht.

Nach einer Verfügung der Oberfinanz-
direktion Frankfurt am Main müssen 
bloße Aufmerksamkeiten (Sachzuwen-
dungen aus Anlass eines besonderen 
persönlichen Ereignisses, wie Geburts-
tag, Jubiläum) mit einem Wert bis zu  
40 € (inklusive Umsatzsteuer) nicht 
mehr in die Bemessungsgrundlage der 
Pauschalsteuer einbezogen werden.

Wegen der Kompliziertheit der Vorschrift 
sollte in Einzelfällen der Steuerberater 
gefragt werden.

Fortsetzung von Seite 1.



Anspruch auf Sonderzahlung aufgrund betrieblicher 
Übung 

Ansprüche aus einer betrieblichen 
Übung entstehen aufgrund wiederhol-
ter freiwilliger Gewährung bestimmter 
Leistungen durch den Arbeitgeber an 
die Arbeitnehmer. Diese können sich 
auch, beispielsweise in Form von Gra-
tifi kationen, Personalrabatten, Frei-
zeitgewährung, Überstundenzuschlä-
gen, aus dem Inhalt eines Tarif- und 
Arbeitsvertrages ergeben. Gewährt 
daher ein Arbeitgeber über mehre-
re Jahre hinweg eine vom Umsatz 
abhängige Sonderzahlung, so steht 
den Arbeitnehmern aufgrund einer 
dadurch entstandenen betrieblichen 
Übung ein Anspruch auf die Sonder-
zahlung zu, unerheblich bleibt dabei 
die unterschiedliche Höhe der Sonder-
zahlungen in den vergangenen Jahren. 
Dies hat das Bundesarbeitsgericht 
(BAG Urteil vom 13.05.2015 - 10 AZR 
266/14) entschieden.

In dieser aktuellen Entscheidung ge-
währte eine Arbeitgeberin ihren Mitar-
beitern jährlich zusammen mit der No-
vembervergütung ein Weihnachtsgeld 
in Höhe eines Monatsgehalts. Darüber 
hinaus erhielten die Mitarbeiter mit der 
Dezembervergütung eine vom Be-
triebsergebnis abhängige „Sonderzah-
lung“. Auf drei aufeinander folgenden 
Jahre erfolgten die Sonderzahlungen 
in unterschiedlicher Höhe.

Nachdem ein bei der Arbeitgeberin 
beschäftigter Mitarbeiter im dritten 
Quartal des vierten Jahres aus dem 
Unternehmen ausschied, erhielt er für 
dieses Jahr keine Sonderzahlung. 

Das BAG hat in seiner Entscheidung 
den Anspruch auf Sonderzahlung 
aufgrund betrieblicher Übung bejaht. 
Aus der verwendeten Bezeichnung 

als „Sonderzahlung“, ihrer dreimaligen 
vorbehaltlosen Auszahlung jeweils zum 
Jahresende und ihrer unterschiedli-
chen Höhe habe der Kläger schließen 
dürfen, dass seine Arbeitgeberin in je-
dem Jahr verbindlich eine Sonderzah-
lung leisten wolle. Das BAG hat dabei 
klargestellt, dass die unterschiedli-
che Höhe der Sonderzahlungen da-
bei unerheblich ist. Schließlich sei für 
eine vom Betriebsergebnis abhängige 
Sonderzahlung nicht untypisch, dass 
deren Höhe schwanken könne. Das 
BAG hat in der Vergangenheit für das 
Entstehen eines Anspruchs aus be-
trieblicher Übung vorausgesetzt, dass 
es zu einer regelmäßigen gleichförmi-
gen Wiederholung bestimmter Verhal-
tensweisen komme und hält somit an 
den bisherigen Voraussetzungen nicht 
mehr fest. 

Frank Semerad, Rechtsanwalt

Ein (anteiliger) Anspruch auf Sonderzahlungen aufgrund betrieblicher Übung trotz unterschiedlicher Höhe der 
Sonderzahlungen bei beendeten Arbeitsverhältnissen, führt in der Praxis immer wieder zu Zweifelsfragen

Der Wechsel funktioniert wie folgt:
Die Steuerklassen können Sie im Lau-
fe des Jahres in der Regel nur einmal 
wechseln, und zwar spätestens bis 
zum 30. November des betreffenden 
Jahres (dabei gilt auch die Wahl des 
Faktorverfahrens als Steuerklassen-
wechsel). 

Wenn einer der folgenden Fälle auf Sie 
zutrifft, dürfen Sie ausnahmsweise ei-
nen weiteren Wechsel der Steuerklas-
se beantragen:

•  ein Ehepartner bezieht keinen Ar-
beitslohn mehr,

•  ein Ehepartner nimmt nach Arbeits-
losigkeit wieder ein Arbeitsverhältnis 
auf,

•  Sie haben sich auf Dauer getrennt 

oder
•  ein Ehepartner ist verstorben.

Für die Änderung der Steuerklasse 
gibt es den amtlichen Vordruck Antrag 
auf Steuerklassenwechsel bei Ehegat-
ten/Lebenspartnern, der von beiden 
Ehe-/Lebenspartnern unterschrieben 
und dann an das Finanzamt geschickt 
werden muss.

Aber selbst wenn Sie nicht die güns-
tigste Kombination gewählt haben, 
zahlen Sie letztendlich keinen Cent 
mehr Steuern. Denn endgültig abge-
rechnet wird in der Steuererklärung 
nach Ablauf des Jahres. Bei ungünsti-
ger Steuerklassenwahl zahlen Sie zwar 
während des Jahres zu viel Lohnsteu-
er und verzichten dadurch auf Liqui-
dität und mögliche Zinsen. Sie dürfen 

Bis 30.11. Steuerklassenwechsel beantragen!
Verheiratete dürfen einmal im Jahr eine andere Steuerklassen-Kombination wählen

sich dann aber im nächsten Jahr mit 
Abgabe der Steuererklärung auf eine 
Steuererstattung freuen.

Manchmal kann es für Sie sogar von 
Vorteil sein, eine steuerlich ungüns-
tige Steuerklasse zu wählen. Denn die 
Steuerklasse beeinfl usst oft die Höhe 
von Lohnersatzleistungen (wie z.B. El-
terngeld).
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Unser Service im Internet
Dieses aktuelle Heft, aber auch älte-
re Ausgaben der Mandantenzeitung 
finden Sie unter der Adresse:
www.hws-partner.de
Diese fachlichen Informationen sind nach bestem 
Wissen und Kenntnisstand erstellt worden, können 
den zugrundeliegenden Sachverhalt jedoch oftmals 
nur verkürzt wiedergeben.

Die Komplexität und der ständige Wechsel der 
Rechtsmaterie machen es daher notwendig, Haf-
tung und Gewähr für die Angaben auszuschließen. 
Bitte beachten Sie, dass die Informationen eine in-
dividuelle Beratung durch Ihren Steuerberater nicht 
ersetzen können.

Dieser Informationsbrief ist urheberrechtlich ge-
schützt. Jede vom Urheberrecht nicht ausdrücklich 
zugelassene Verwertung bedarf der schriftlichen 
Zustimmung der Herausgeber.

Zuwendungen des Arbeitgebers an 
die Arbeitnehmer bei Betriebsveran-
staltungen gehören als Leistungen 
im ganz überwiegenden betrieblichen 
Interesse des Arbeitgebers nicht zum 
Arbeitslohn, wenn es sich um her-
kömmliche (übliche) Betriebsveranstal-
tungen und um bei diesen Veranstal-
tungen übliche Zuwendungen handelt. 
Übliche Zuwendungen bei einer Be-
triebsveranstaltung sind insbesondere 
Aufwendungen für den äußeren Rah-
men (z. B. für Räume, Musik, Kegel-
bahn, für künstlerische und artistische 
Darbietungen), wenn die Darbietungen 
nicht der wesentliche Zweck der Be-
triebsveranstaltung sind. 

Der Gesetzgeber hat die bisherige 
Verwaltungsauffassung zum 1.1.2015 
durch einen neuen Tatbestand im 
Einkommensteuergesetz ersetzt. Da-
bei wurde die Bemessungsgrundlage 
deutlich verbreitert, der seit 1993 un-
veränderte Wert von 110 € (damals 
200 DM) aber nicht erhöht. Allerdings 
machte er auch aus der bisherigen 
Freigrenze einen Freibetrag.

Seit dem 1.1.2015 gilt Folgendes:
• �Eine Betriebsveranstaltung liegt vor, 

wenn es sich um eine Veranstaltung 
auf betrieblicher Ebene mit gesell-
schaftlichem Charakter handelt.

• �Die Veranstaltung muss allen Ange-
hörigen des Betriebs, eines Teilbe-
triebs oder einer in sich geschlos-
senen betrieblichen Organisations-
einheit (z. B. einer Abteilung) offen 
stehen.

• �Zuwendungen im Rahmen einer Be-
triebsveranstaltung sind alle Aufwen-
dungen des Arbeitgebers inklusive 
Umsatzsteuer, und zwar unabhängig 
davon, ob sie einzelnen Arbeitneh-
mern individuell zurechenbar sind 
oder es sich um einen rechnerischen 
Anteil an den Kosten der Betriebs-
veranstaltung handelt, die der Ar-
beitgeber gegenüber Dritten für den 
äußeren Rahmen der Betriebsveran-
staltung aufwendet.

• �Soweit solche Zuwendungen den 
Betrag von 110 € je Betriebsveran-
staltung und teilnehmenden Arbeit-
nehmer nicht übersteigen, bleiben 
sie beim Arbeitnehmer (wegen des 

Freibetrags) steuerlich unberück-
sichtigt.

• �Zuwendungen bis 110 € bleiben 
steuerfrei, soweit ein Arbeitnehmer 
an nicht mehr als zwei Betriebsver-
anstaltungen pro Jahr teilnimmt. 
Übersteigen die Kosten für eine 
von zwei Betriebsveranstaltungen 
den Freibetrag von 110 € und/oder 
nimmt ein Arbeitnehmer an weiteren 
Betriebsveranstaltungen teil, sind die 
insoweit anfallenden zusätzlichen 
Kosten steuerpflichtig.

Der Arbeitgeber kann diesen Arbeits-
lohn pauschal versteuern. Dies gilt al-
lerdings nur dann, wenn die Teilnahme 
an der Veranstaltung allen Arbeitneh-
mern offen stand. 

Bei den Veranstaltungen sollte noch 
beachtet werden, dass Geldgeschen-
ke, die kein zweckgebundenes Zehr-
geld sind, nicht der Pauschalierungs-
möglichkeit unterliegen und voll ver-
steuert werden müssen. 

Neuer Freibetrag für Feste
Behandlung von Aufwendungen für Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltungen

Schlussbilanz bei 
Aufgabe
Betriebsaufgabe erfordert das 
Erstellen einer Schluss- und einer 
Aufgabebilanz

Im Fall der Betriebsaufgabe sind eine 
letzte Schlussbilanz und eine Aufga-
bebilanz zu erstellen. Darauf weist der 
Bundesfinanzhof hin.

Die Schlussbilanz dient der Ermittlung 
des letzten laufenden Ergebnisses. Für 
eventuell noch drohende Inanspruch-
nahmen sind in dieser Bilanz Rückstel-
lungen zu bilden. 

In der Aufgabebilanz sind anschlie-
ßend nur noch die veräußerten und in 
das Privatvermögen überführten Wirt-
schaftsgüter und die verbleibenden 
Schulden mit ihrem jeweiligen Veräu-
ßerungspreis oder gemeinen Wert in 
Ansatz zu bringen. Nach Abzug der 
Veräußerungskosten verbleibt dann 
der Veräußerungsgewinn oder -verlust.


